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Anna Maurer

Von: Weber Kerstin <Kerstin.Weber@lra-rosenheim.de>
Gesendet: Donnerstag, 21. August 2025 11:29
An: Bauamt
Cc: Steinbacher Gunvar; Bauleitplanung
Betreff: 33 BP-2024-5262852630 Stellungnahme der uNB zu 49. Änd. FNP und  2. 

Änderung BP Niedermoosen Ost II- Gde Riedering

Sehr geehrte Damen und Herren, 
die Untere Naturschutzbehörde äußert sich wie folgt zu o.g. Bauleitplanung. Die Beteiligungsfrist zur 
Beteiligung der Träger öffentlicher Belange endet zum 21.08.2025. Wir bedanken uns für die 
Fristverlängerung. 
 
Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit  
Die Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege sind bei der Aufstellung von Bauleitplänen 
angemessen zu berücksichtigen (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 a BauGB). Zu einer ordnungsgemäßen Satzung gehört 
zwingend eine umfassende Bestandsaufnahme von Natur und Landschaft im Satzungsgebiet. § 18 
BNatSchG sieht für die Bauleitplanung (Flächennutzungsplan, Bebauungsplan) und für Verfahren zu 
Innenbereichssatzungen nach § 34 Abs. 4 S. 1 Nr. 3 BauGB die Anwendung der Vorschriften des BauGB 
vor, wenn aufgrund dieser Verfahren Eingriffe in Natur und Landschaft zu erwarten sind. Nach § 1 a Abs. 3 
Satz 1 BauGB ist die Eingriffsregelung mit ihren Elementen Vermeidung und Ausgleich im 
Bauleitplanverfahren in der Abwägung nach § 1 Abs.7 BauGB zu berücksichtigen. 
 
Eingriff 
Auch der gerodete Wald wird in der Eingriffsermittlung als Wiese mit G211 eingeordnet, dies ist zu klären –
rechtlich handelt es sich immer noch um Wald. Die Stellungnahme des AELF belegt dies.  
Die Ausgleichsflächen beginnen direkt hinter den Garagen bzw. dem Wendehammer, das ist unrealistisch, 
die Erfahrung ähnlicher Fälle zeigt, dass solche Flächen oft als Garten mitgenutzt oder als Lagerflächen 
zweckentfremdet werden und so nicht den erforderlichen ökologischen Wert erfüllen.  
 
Ausgleich 
Es ist ein Plan mit den vorgesehenen Strukturelementen zu ergänzen. 
 
Artenschutz (§§ 44 ff BNatSchG) 
Es wurde eine spezielle artenschutzrechtliche Prüfung (saP) durchgeführt, im Umweltbericht S. 20 – Abb. 8 
bzw. Abb. 3 finden sich Auszüge. Die blau schraffierten Flächenteile zeigen die dort vorhandenen 
Zauneidechsen- und Waldeidechsenhabitate. Die Flächen umfassen insgesamt  mehr als die 960 m², die 
als Eingriff in den  Lebensraum dargestellt werden.  
Die Lage des Reptilienschutzzaunes ist noch genau in der Karte zu verorten. 
Die Eidechsen sollen nach Norden vertrieben werden, allerdings ist hier bereits eine Population vorhanden. 
Lebensräume sind am besten dort zu schaffen, wo noch keine Eidechsen sind bzw. nicht das 
Kernvorkommen zu finden ist. Ein geringer Teil der CEF-Maßnahme kann durch die Verbesserung der 
Lebensstätten erreicht werden. Die Fläche ist außerdem zu klein (s. Berechnung Bestandshabitate in der 
saP). 
G214 und die Erfordernisse einer ZE-Ausgleichsfläche sind sehr schwierig zu kombinieren und nur bei 
bereits etablierten Grünlandbeständen überhaupt möglich. Wie der BNT G214 entwickelt werden soll, ist 
außerdem nicht festgelegt und noch zu ergänzen (Mahdgutübertragung oder Ansaat). Dieser Grünlandtyp 
ist im Landkreis nur an Sonderstandorten anzutreffen und daher schwer zu entwickeln (s. auch SN vom 
28.11.2024) 
Aufgrund des hohen Vorkommens und der offensichtlich nicht vorhandenen Alternativflächen für die 
Zauneidechse empfehlen wir eine Ausnahmegenehmigung bei der höheren Naturschutzbehörde zu 
beantragen. 
 
.  
Bei Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. Hierzu bitten wir um Verwendung des Aktenzeichens. 
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Mit freundlichen Grüßen, 
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